
Mit Änderung der Verordnung über die Pflichten der Immobilienmakler, 

Darlehnsvermittler, Bauträger, Baubetreuer und Wohnimmobilienverwalter 

(Makler- und Bauträgerverordnung –MaBV) kommen ab 01.08.2018 die 

nachfolgenden Regelungen für die Wohnimmobilienvermittler zur Anwendung: 

 

§ 1 

Anwendungsbereich 

Diese Verordnung gilt für Gewerbetreibende, die Tätigkeiten nach § 34c Absatz 1 der 

Gewerbeordnung ausüben, unabhängig vom Bestehen einer Erlaubnispflicht.  

Nach § 1 Abs. 2 Nummer 2 gelten die §§ 9, 11, 15 bis 15b und 18 Abs. 1 Nummer 6, 8,11, 

11a, Absatz 2 und 3 und § 19 für Gewerbetreibende nach § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 

der Gewerbeordnung (Wohnimmobilienvermittler). 

 

§ 15 

Umfang der Versicherung 

(1) Die Versicherung nach § 34c Absatz 2 Nummer 3 der Gewerbeordnung muss bei einem 

im Inland zum Geschäftsbetrieb zugelassenen Versicherungsunternehmen abgeschlossen 

werden. 

(2) Die Mindestversicherungssumme beträgt 500.000 Euro für jeden Versicherungsfall und 

1.000.000 Euro für alle Versicherungsfälle eines Jahres. 

(3) Der Versicherungsvertrag muss Deckung für die sich aus der gewerblichen Tätigkeit der 

Wohnimmobilienverwalter ergebenden Haftpflichtgefahren für Vermögensschäden 

gewähren. Der Versicherungsvertrag muss sich auch auf solche Vermögensschäden 

erstrecken, für die der Versicherungspflichtige nach § 278 oder § 831 des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs einzustehen hat, soweit die Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen nicht selbst 

zum Abschluss einer solchen Vermögenshaftpflichtversicherung verpflichtet sind. Ist der 

Gewerbetreibende in einer oder mehreren Personenhandelsgesellschaften als 

geschäftsführender Gesellschafter tätig, so muss für die jeweilige 

Personenhandelsgesellschaft jeweils ein Versicherungsvertrag abgeschlossen werden; der 

Versicherungsvertrag kann auch die Tätigkeit des Gewerbetreibenden nach Satz 1 

abdecken. 

(4) Der Versicherungsvertrag hat Versicherungsschutz für jede einzelne Pflichtverletzung zu 

gewähren, die gesetzliche Haftpflichtansprüche privatrechtlichen Inhalts gegen den 

Versicherungspflichtigen zur Folge haben könnte. Dabei kann vereinbart werden, dass 

sämtliche Pflichtverletzungen bei Erledigung eines einheitlichen Geschäfts als ein 

Versicherungsfall gelten, sofern die betreffenden Angelegenheiten in einem rechtlichen oder 

wirtschaftlichen Zusammenhang stehen. 



(5) Von der Versicherung kann die Haftung für Ersatzansprüche wegen wissentlicher 

Pflichtverletzung ausgeschlossen werden. Weitere Ausschlüsse sind nur insoweit zulässig, 

als sie marktüblich sind und dem Zweck der Vermögenshaftpflichtversicherung nicht 

zuwiderlaufen.  

 

§ 15a 

Versicherungsbestätigung; Anzeigepflicht des Versicherungsunternehmens 

(1) Die vom Versicherungsunternehmen erteilte Versicherungsbestätigung nach § 113 

Absatz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes darf zum Zeitpunkt der Antragstellung bei der 

für die Erlaubniserteilung zuständigen Behörden nicht älter als drei Monate sein. 

(2) Das Versicherungsunternehmen ist verpflichtet, der für die Erlaubniserteilung zu-

ständigen Behörde unverzüglich folgendes anzuzeigen: 

1.  die Beendigung des Versicherungsvertrags, insbesondere infolge einer wirksamen 

Kündigung,  

2.  das Ausscheiden eines Versicherungsnehmers aus einem 

Gruppenversicherungsvertrag sowie  

3.  jede Änderung des Versicherungsvertrags, die den vorgeschriebenen Versicherungs-

schutz im Verhältnis zu Dritten beeinträchtigen kann.  

Die für die Erlaubniserteilung zuständige Behörde hat dem Versicherungsunternehmen das 

Datum des Eingangs der Anzeige mitzuteilen.  

(3) Die zuständige Stelle im Sinne des § 117 Absatz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes 

ist die für die Erlaubniserteilung nach § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 der 

Gewerbeordnung zuständige Behörde.  

 

§ 15b 

Weiterbildung 

(1) Wer nach § 34c Absatz 2a der Gewerbeordnung zur Weiterbildung verpflichtet ist, muss 

sich fachlich entsprechend seiner ausgeübten Tätigkeit weiterbilden. Die inhaltlichen 

Anforderungen an die Weiterbildung sind an den Vorgaben der Anlage 1 auszurichten. Die 

Weiterbildung kann in Präsenzform, in einem begleiteten Selbststudium, durch 

betriebsinterne Maßnahmen des Gewerbetreibenden oder in einer anderen geeigneten Form 

erfolgen. Bei Weiterbildungsmaßnahmen in einem begleiteten Selbststudium ist eine 

nachweisbare Lernerfolgskontrolle durch den Anbieter der Weiterbildung erforderlich. Der 

Anbieter der Weiterbildung muss sicherstellen, dass die in Anlage 2 aufgeführten 

Anforderungen an die Qualität der Weiterbildungsmaßnahme eingehalten werden. Der 

Erwerb eines Ausbildungsabschlusses als Immobilienkaufmann oder Immobilienkauffrau 

oder eines Weiterbildungsabschlusses als Geprüfter Immobilienfachwirt oder Geprüfte 

Immobilienfachwirtin gilt als Weiterbildung. 



(2) Die zur Weiterbildung verpflichteten Gewerbetreibenden sind verpflichtet, nach Maßgabe 

des Satzes 2 Nachweise und Unterlagen zu sammeln über Weiterbildungsmaßnahmen, an 

denen sie und ihre zur Weiterbildung verpflichteten Beschäftigten teilgenommen haben. Aus 

den Nachweisen und Unterlagen müssen mindestens ersichtlich sein:  

1.  Name und Vorname des Gewerbetreibenden oder der Beschäftigten,  

2.  Datum, Umfang, Inhalt und Bezeichnung der Weiterbildungsmaßnahme sowie  

3.  Name und Vorname oder Firma sowie Adresse und Kontaktdaten des Weiterbil-

dungsanbieters.  

Die in Satz 1 genannten Nachweise und Unterlagen sind fünf Jahre auf einem dauerhaften 

Datenträger vorzuhalten und in den Geschäftsräumen aufzubewahren. Die Aufbewah-

rungsfrist beginnt mit dem Ende des Kalenderjahres, in dem die Weiterbildungsmaßnahme 

durchgeführt wurde.  

(3) Zur Weiterbildung verpflichtete Gewerbetreibende haben gegenüber der zuständigen 

Behörde alle drei Kalenderjahre spätestens bis zum 31. Januar des jeweiligen Folge-jahres 

unaufgefordert eine Erklärung mit dem Inhalt nach dem Muster der Anlage 3 über die 

Erfüllung der Weiterbildungspflicht in den vorangegangenen drei Kalenderjahren durch sie 

und ihre zur Weiterbildung verpflichteten Beschäftigten abzugeben. Die Erklärung kann 

elektronisch erfolgen. Sie ist erstmalig zum 31. Januar 2021 für die Kalenderjahre 2018 bis 

2020 abzugeben. 

(4) Für zur Weiterbildung verpflichtete Gewerbetreibende und ihre zur Weiterbildung 

verpflichteten Beschäftigten, die im Besitz eines Ausbildungsabschlusses als Immobilien-

kaufmann oder Immobilienkauffrau oder eines Weiterbildungsabschlusses als Geprüfter 

Immobilienfachwirt oder Geprüfte Immobilienfachwirtin sind, beginnt die Pflicht zur Wei-

terbildung drei Jahre nach Erwerb des Ausbildungs- oder Weiterbildungsabschlusses.“ 

 

§ 15c 

Informationspflichten über berufliche Qualifikationen und Weiterbildungen 

(1) Gewerbetreibende nach § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 4 der Gewerbeordnung 

sind verpflichtet, dem Auftraggeber beim ersten Geschäftskontakt Angaben in Textform 

über ihre beruflichen Qualifikationen mitzuteilen. Die Mitteilung kann elektronisch erfolgen. 

Der Informationspflichtige hat sicherzustellen, dass auch seine unmittelbar bei der 

erlaubnispflichtigen Tätigkeit mitwirkenden Beschäftigten die Mitteilungspflicht nach Satz 1 

erfüllen.  

(2) Gewerbetreibende nach Absatz 1 sind zudem verpflichtet, ihren Auftraggebern während 

der jeweiligen Vertragslaufzeit regelmäßig spätestens zum 31. Januar eines jeden 

Kalenderjahres, erstmalig zum 31. Januar 2020, Angaben in Textform über die von ihnen im 

vorangegangenen Kalenderjahr absolvierten Weiterbildungsmaßnahmen mitzuteilen. Absatz 



1 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. Für Personen nach § 15b Absatz 3 beginnt die 

Informationspflicht erstmalig drei Jahre nach Aufnahme ihrer Tätigkeit.“ 

 

§ 18 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 144 Abs. 2 Nr. 6 der Gewerbeordnung handelt, wer  

8. entgegen § 11 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 dem Auftraggeber die dort bezeichneten 

Angaben nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig mitteilt, 

11.  entgegen § 15b Absatz 2 Satz 3 einen Nachweis oder eine Unterlage nicht oder nicht 

mindestens fünf Jahre aufbewahrt oder 

11a.  entgegen § 15b Absatz 3 eine Erklärung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 

nicht rechtzeitig abgibt. 



Anlage 3 

(zu § 15b Absatz 2) 

 

Erklärung über die Erfüllung der Weiterbildungsverpflichtung 

nach § 34c Absatz 2a GewO i. V. m. § 15b Absatz 1 MaBV 

 

für die Kalenderjahre _____________ 

 

Name, Vorname, ggf. Unternehmensbezeichnung des Gewerbetreibenden 

 

 

Bei juristischen Personen: Name, Vorname des gesetzlichen Vertreters 

 

 

Straße, Hausnummer 

 

PLZ Ort 

 

 

Telefon*                                  Fax*                                    E-Mail* 

 

 

 

Weiterbildungsmaßnahmen des Gewerbetreibenden: 

Bezeichnung der Weiterbildungsmaßnahme, Datum, Inhalt, Umfang (Stunden), in Anspruch 
genommener Weiterbildungsanbieter 

 

 

 

 

 

 

 

Ich bestätige, dass die nach § 34c Absatz 2a GewO bestehende Verpflichtung zur 
Weiterbildung eingehalten worden ist. 

 

 

______________________________________  ____________________________ 

Ort, Datum       Unterschrift des Gewerbetreibenden 


